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Kleine Anfrage mit Antwort 

Wortlaut der Kleinen Anfrage 

der Abgeordneten Pia-Beate Zimmermann (LINKE), eingegangen am 17.05.2011 

Neofaschistische Aktivitäten in den Landkreisen Friesland, Wittmund und der Stadt Wil-
helmshaven 

Seit geraumer Zeit wird in verschiedenen Medien über neofaschistische Aktivitäten in Wilhelmsha-
ven berichtet, welche unter Umständen auch eine Ausstrahlung auf die Landkreise Wittmund und 
Friesland haben. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Aktivitäten von neofaschistischen Organisationen oder Einzelpersonen hat die Lan-
desregierung im Zeitraum von 2006 bis zum 1. Mai 2011 in den Landkreisen Wittmund, Fries-
land und der Stadt Wilhelmshaven registriert (bitte chronologisch nach Ort und Landkreis auf-
schlüsseln)? 

2. Welche neofaschistischen Organisationen sind in den drei genannten Regionen aktiv? 

3. Erfolgten im obigen Zeitraum und Zusammenhang Festnahmen und die Einleitung von Straf-
verfahren und, wenn ja, mit welchem Ergebnis?  

4. Wurden in diesem Zusammenhang Waffen und/oder Propagandamittel beschlagnahmt und, 
wenn ja, in welchem Umfang? 

5. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse darüber vor, dass sich einschlägig belastete neofa-
schistische Gewalttäter an Übergriffen oder Propagandaaktivitäten beteiligten und, wenn ja, 
welche? 

6. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse darüber vor, dass neofaschistische Gruppierungen 
aus den Landkreisen Wittmund, Friesland und der Stadt Wilhelmshaven Verbindungen zu an-
deren neofaschistischen Organisationen in Niedersachsen pflegen und, wenn ja, mit welchen 
und in welchem Umfang? 

7. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse darüber vor, dass sich neofaschistische Gruppie-
rungen und Personen aus diesem Umfeld an neofaschistischen Aktivitäten in anderen Bun-
desländern beteiligten und, wenn ja, welche?  

8. In welchem Umfang gibt es Kontakte dieser Gruppierungen und Personen zu Strukturen der 
niedersächsischen NPD?  

9. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über Aktivitäten dieser neofaschistischen 
Gruppierungen aus den Landkreisen Wittmund, Friesland und der Stadt Wilhelmshaven im In-
ternet vor (Homepage, Twitter, Facebook etc.)? 
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(An die Staatskanzlei übersandt am 24.05.2011 - II/721 - 980) 

Antwort der Landesregierung 

 Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 19.07.2011 
 für Inneres und Sport  
- 53.116-049-A-480010-16/11 - 

Der Verfassungsschutz beobachtet im Rahmen der ihm nach dem Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzgesetz (NVerfSchG) zugewiesenen Aufgaben Bestrebungen gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht für einen Perso-
nenzusammenschluss handeln, sind nach § 4 Abs. 1 Satz 3 NVerfSchG nur dann Bestrebungen im 
vorgenannten Sinne, wenn sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet oder aufgrund ihrer Wirkungs-
weise geeignet sind, ein Schutzgut des NVerfSchG erheblich zu beschädigen. 

Der Terminus Neofaschismus wird im Verfassungsschutzverbund nicht verwendet. Im Kriminalpoli-
zeilichen Meldedienst - Politisch motivierte Kriminalität (PPMD-PMK) wird dieser Begriff ebenfalls 
nicht definiert, so dass eine entsprechende Erfassungs- und Auswertemöglichkeit nicht gegeben 
ist. Vor diesem Hintergrund beziehen sich die nachfolgend dargestellten Erkenntnisse auf den ge-
samten Phänomenbereich Rechtsextremismus. 

 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1 und 3: 

Politisch motivierte Straftaten werden von der Polizei in einem von der Ständigen Konferenz der In-
nenminister und -senatoren der Länder (IMK) beschlossenen bundeseinheitlichen Kriminalpolizeili-
chen Meldedienst - Politisch motivierte Kriminalität (KPMD-PMK) erfasst. 

Wie in den Vorbemerkungen erläutert, ist eine Recherche unter dem Begriff „Neofaschismus“ nicht 
möglich. Aus diesem Grund werden in der Anlage 1 alle politisch motivierten Straftaten aus dem 
Phänomenbereich -Rechts- im Zeitraum vom 1. Januar 2006 bis 30. April 2011 in den Landkreisen 
Friesland, Wittmund und der Stadt Wilhelmshaven aufgeführt. Ich weise darauf hin, dass diese 
Übersicht auch die polizeilich bekannt gewordenen Verfahrensausgänge für jeden einzelnen Tat-
verdächtigen ausweist. Insofern entspricht die Anzahl der genannten Fälle nicht der tatsächlichen 
Anzahl an verübten Straftaten, da an einer Straftat auch mehrere Täter mitgewirkt haben können 
und Fälle vor diesem Hintergrund mehrfach aufgeführt sind. Darüber hinaus liegen der Polizei nicht 
zu allen Straftaten Informationen zum Ausgang des Verfahrens vor. Eine entsprechende Recher-
che erfolgte über die im KPMD-PMK gespeicherten Verfahrensausgänge.  

Insgesamt wurden im genannten Zeitraum in den Landkreisen Friesland, Wittmund und der Stadt 
Wilhelmshaven 326 politisch motivierte Straftaten im Phänomenbereich -Rechts- (Stand: 
21. Juni 2011) registriert. Festnahmen sind in diesem Zusammenhang nicht erfolgt. 

Die Übersicht (Anlage 1) wurde um die sonstigen polizeilich bekannt gewordenen Aktivitäten im 
Sinne der Fragestellung ergänzt. 

Zu 2: 

Die Landkreise Friesland und Wittmund sowie die Stadt Wilhelmshaven gehören nach Erkenntnis-
sen der Niedersächsischen Verfassungsschutzbehörde organisatorisch zum NPD-Unterbezirk Ost-
friesland/Friesland. Daneben sind nach den Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden in dieser Regi-
on derzeit keine rechtsextremistischen Organisationen aktiv. 
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In den Jahren 2006 bis Ende 2009 war die „Aktionsgruppe Wiking“ (AG Wiking) insbesondere im 
Stadtgebiet Wilhelmshaven und dem Landkreis Wittmund tätig. Diese Gruppierung hat sich Ende 
des Jahres 2009 in ihren Strukturen aufgelöst. 

Im Landkreis Wittmund ist der Betreiber der Internetseite „JVA-Report“ und Herausgeber der 
gleichnamigen Zeitschrift ansässig. Er nimmt auch an bundesweiten Treffen der Hilfsorganisation 
für politische Gefangene und deren Angehörige e. V. (HNG e. V.) teil. Darüber hinaus trat er auch 
bei Aktivitäten der „AG Wiking“ in Erscheinung. 

Zu 4: 

Bei keinem der in der Anlage 1 aufgeführten Verfahren wurden Waffen sichergestellt. Eine Recher-
che über den KPMD-PMK hinsichtlich beschlagnahmten Propagandamaterials ist nicht möglich. Ei-
ne Ermittlung dieser Angaben wäre vor dem Hintergrund des umfangreichen Datenvolumens nur 
mit einem unangemessenen hohen Verwaltungsaufwand möglich. 

Zu 5: 

Nach polizeilichen Erkenntnissen war in der „AG Wiking“ eine Person aktiv, die bereits als Gewalt-
täter in Erscheinung getreten ist. Diese Gewaltdelikte waren allerdings nicht politisch motiviert. Die-
se Person ist auch mehrfach wegen Propagandadelikten, Volksverhetzung und Verstößen gegen 
das Versammlungsgesetz auffällig gewesen. 

Nach entsprechenden Verurteilungen und mit Auflösung der „AG Wiking“ trat diese Person nicht 
mehr in Erscheinung. 

Im Januar 2011 ist eine dem rechtsextremistischen Spektrum zuzuordnende und als Gewalttäter 
bekannte Person im Bereich der Stadt Wilhelmshaven durch die Beteiligung an Aktivitäten mit 
rechtsextremistischem Hintergrund und die Begehung eines Propagandadeliktes auffällig gewor-
den. Diese Person ist vor ihrem Zuzug nach Wilhelmshaven in der Vergangenheit bereits wegen 
Straftaten, wie z. B. Brandstiftung, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Volksverhetzung und 
Propagandadelikten, in Erscheinung getreten und aufgrund dessen zu einer mehrjährigen Haftstra-
fe verurteilt worden. 

Zu 6: 

Den Sicherheitsbehörden liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. 

Zu 7: 

Nach Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden beteiligten sich Mitglieder der „AG Wiking“ in den 
Jahren ihrer Existenz an Veranstaltungen und Demonstrationen in Bayern, Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein. 

Im Landkreis Friesland ist eine Person wohnhaft, die über Kontakte zu einer rechtsextremistischen 
Gruppierung in Rheinland-Pfalz verfügte. Diese Gruppierung ist mittlerweile nicht mehr existent. 

Der im Landkreis Wittmund ansässige Betreiber der Internetseite „JVA-Report“ und Herausgeber 
der gleichnamigen Zeitschrift nahm an deutschlandweiten Treffen der HNG teil. 

Darüber hinaus beteiligten sich Angehörige des NPD-Unterbezirks Ostfriesland/Friesland nach Er-
kenntnissen der Niedersächsischen Verfassungsschutzbehörde am 26. März 2011 an einem Trau-
ermarsch anlässlich der Bombardierung der Stadt in Lübeck. 

Zu 8: 

Den Sicherheitsbehörden liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. 

Zu 9: 

Der NPD-Unterbezirk Ostfriesland/Friesland betreibt eine eigene Internetseite. Die „AG Wiking“ be-
trieb in den Jahren 2006 bis Ende 2009 ebenfalls eine eigene Homepage, die im Rahmen eines 
durch die Polizeiinspektion Wilhelmshaven/Friesland geführten Strafverfahrens geschlossen wurde. 
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Durch die im Landkreis Wittmund ansässige Person wird die Internetseite „JVA-Report“ betrieben. 

In den sogenannten sozialen Netzwerken im Internet ist eine Präsenz von Einzelpersonen der örtli-
chen rechtsextremistischen Szene festzustellen. 

 

Uwe Schünemann 
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